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Verteilung der Eingliederungs- und Verwaltungsmittel im Bereich des SGB II 
2019 

  Stand: Oktober 2018 

 
I. Allgemeines 
Nach § 46 Absatz 2 Satz 1 SGB II kann der Bund festlegen, nach welchen Maßstäben die 
Bundesmittel für Eingliederung und Verwaltung auf die einzelnen Jobcenter zu verteilen 
sind. Gemäß § 46 Absatz 2 Satz 2 SGB II ist für diese Verteilung zunächst die Zahl der 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigen (ELB) maßgeblich. Aufgrund des § 46 Absatz 2 
Satz 4 SGB II wird das BMAS ermächtigt, im Einvernehmen mit dem BMF und ohne 
Zustimmung des Bundesrates abweichende oder ergänzende Maßstäbe bei der 
Mittelverteilung anzuwenden. 
 
Von dieser Ermächtigung wird seit der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
im Jahr 2005 Gebrauch gemacht; das BMAS erstellt deshalb jährlich eine 
Eingliederungsmittel-Verordnung (EinglMV), in der die abweichenden bzw. ergänzenden 
Verteilungsmaßstäbe festgelegt werden und - in Form von Anlagen zur Verordnung - auch 
jeweils die prozentualen Anteile der einzelnen Jobcenter an den gesamten verfügbaren 
Eingliederungs- und an den Verwaltungsmitteln ausgewiesen werden. 
Diese Verteilungsmaßstäbe sind im Einzelnen: 
 

• Verteilung eines Teilbetrages an Eingliederungsmitteln (EGM) und 
Verwaltungsmitteln (VM) für flüchtlingsbedingte Mehrbedarfe - je 210 Millionen 
Euro - auf Grundlage des Anteils an ELB, die über eine Aufenthaltserlaubnis aus 
völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen nach den §§ 22 bis 26 
des Aufenthaltsgesetzes verfügen  

• Verteilung der Hälfte der restlichen EGM auf Grundlage des Anteils an ELB unter 
Berücksichtigung des sog. Problemdruckindikators 

• Verteilung der zweiten Hälfte der restlichen EGM auf Grundlage des Anteils an 
ELB unter Berücksichtigung des sog. Strukturindikators 

• Verteilung der restlichen Verwaltungsmittel (VM) auf Grundlage des Anteils an 
Bedarfsgemeinschaften (BG) unter Anwendung der sog. Maximalwertmethode 
 

Zur Ermittlung der Anteile des jeweiligen Jobcenters wird auf Daten aus der 
Grundsicherungsstatistik zurückgegriffen. Da die endgültige Berechnung zur EinglMV 
eines Haushaltsjahres im vierten Quartal des Vorjahres erfolgt, umfassen die zu diesem 
Zeitpunkt aktuellen Daten den Zeitraum vom Juli des Vorvorjahres bis zum Juni des 
Vorjahres (Datengrundlage der EinglMV 2019: durchschnittlicher Bestand im Zeitraum Juli 
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2017 bis Juni 2018). Durch den Basiszeitraum von 12 Monaten sollen saisonale 
Schwankungen und eventuelle Einschränkungen in der Datenqualität einzelner Monate 
kompensiert werden. 
 
Im Folgenden werden die einzelnen Verteilungsmaßstäbe inhaltlich erläutert. 
 
II. Verteilung eines Teilbetrages an EGM und VM für flüchtlingsbedingte 
Mehrbedarfe 
Von den im Bundeshaushalt bereitstehenden EGM (Kapitel 1101 Titel 685 11) und VM 
(Kapitel 1101 Titel 636 13) wird ein Teilbetrag von jeweils 210 Millionen Euro für 
flüchtlingsbedingte Mehrbedarfe gesondert verteilt. Die Mittel werden auf die Jobcenter 
anhand des Anteils der in ihrem Zuständigkeitsbereich zu betreuenden erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten der Grundsicherung für Arbeitsuchende, die über eine 
Aufenthaltserlaubnis aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen nach 
den §§ 22 bis 26 des Aufenthaltsgesetzes verfügen, verteilt. 
 
Die gesonderte Verteilung wurde im Jahr 2016 vor dem Hintergrund der hohen und 
schwer kalkulierbaren Flüchtlingszugänge in den Rechtskreis des SGB II und damit 
einhergehende Mehrbedarfe in den Jobcentern eingeführt. Ab dem Jahr 2018 wurde die 
Höhe der Mittel schrittweise reduziert (2017: 1 Milliarde Euro, 2018: 840 Millionen Euro) 
mit der Zielsetzung, die Verteilungsmaßstäbe mittelfristig wieder zu vereinheitlichen und 
transparenter zu gestalten. 
 
III. Verteilungsmaßstäbe für die EGM (ohne EGM für flüchtlingsbedingte 
Mehrbedarfe) 
Von den EGM (ohne EGM für flüchtlingsbedingte Mehrbedarfe) werden die 
veranschlagten Mittel für Bundesprogramme und für die Ausfinanzierung von Leistungen 
nach § 16e SGB II a.F. vor Verteilung an die Jobcenter in Abzug gebracht. Die 
verbleibenden Eingliederungsmittel werden nach den im Folgenden dargestellten 
Maßstäben verteilt.  
 
III.1 Verteilung nach ELB 
Die EGM werden zunächst auf Basis des Anteils der ELB eines Jobcenters an der 
bundesweiten Summe der ELB (sog. Erwerbsfähigen-Anteil) verteilt. Hierdurch wird die 
Höhe der Mittel grundsätzlich von der Zahl der Personen in einem Jobcenter, die mit den 
EGM gefördert werden sollen, bestimmt. 
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III.2 Problemdruckindikator 
Zusätzlich wird bei der Verteilung der Hälfte der EGM der Problemdruckindikator 
berücksichtigt. Dieser stellt auf den Anteil der ELB an der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter (zwischen 15 Jahren bis Regelaltersgrenze) im Bereich des Jobcenters ab (sog. 
Grundsicherungsquote GSQ). Jobcenter mit einer – im Vergleich zum bundesweiten Wert 
– überdurchschnittlichen GSQ erhalten einen Zuschlag zu ihrem Erwerbsfähigen-Anteil; 
Jobcenter mit einer unterdurchschnittlichen GSQ erhalten einen Abschlag.  
 
Die Berücksichtigung des regionalen Problemdrucks stellt eine Kompensationsfunktion für 
ungünstige Rahmenbedingungen der Jobcenter im örtlichen Arbeitsmarkt dar. Analysen 
zum Zusammenhang von Eingliederungsquote und Grundsicherungsquote bestätigen 
eine negative Korrelation. Es ist deshalb davon auszugehen, dass Eingliederungserfolge 
bei schwieriger Arbeitsmarktlage mit höheren Investitionen in die Förderung verbunden 
sind. Dem in diesen Regionen erforderlichen höheren Aktivierungsaufwand soll somit 
durch eine bessere Finanzausstattung kompensatorisch Rechnung getragen werden. 
 
III.3 Strukturindikator 
Bei der Verteilung der zweiten Hälfte der EGM wird der sog. Strukturindikator 
berücksichtigt. Dieser stellt auf die Abweichung der Jobcenter vom Bundesdurchschnitt 
hinsichtlich ihres Anteils an Langzeitleistungsbeziehern (LZB) an den ELB ab und 
berücksichtigt damit die Kundenstruktur im Bereich Langzeitleistungsbezug. Er führt dazu, 
dass Jobcenter mit überdurchschnittlich vielen LZB in ihrem Kundenbestand einen 
Aufschlag erhalten und Jobcenter mit einem unterdurchschnittlichen Anteil einen 
Abschlag. 
 
Dieser Verteilungsmaßstab wird im Jahr 2019 vor dem Hintergrund des im 
Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode vereinbarten Schwerpunktes der 
Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit neu eingeführt. 
 
IV. Verteilungsmaßstäbe VM (ohne VM für flüchtlingsbedingte Mehrbedarfe) 
Von den VM (ohne VM für flüchtlingsbedingte Mehrbedarfe) stehen die veranschlagten 
Mittel für die Umsetzung der Bundesprogramme, für Sonderbedarfe und für überörtlich 
wahrzunehmende Aufgaben der BA nicht für die Verteilung auf die Jobcenter zur 
Verfügung. Die nach Abzug dieser Einbehalte verbleibenden Mittel werden darüber 
hinaus vor der Verteilung an die gemeinsamen Einrichtungen um den Betrag für 
überörtlich wahrzunehmende Verwaltungsaufgaben der Zentrale der BA gemindert. Nach 
Abzug aller Einbehalte erfolgt die Verteilung der VM an die zugelassenen kommunalen 
Träger und die gemeinsamen Einrichtungen nach den im Folgenden dargestellten 
Maßstäben.  
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IV.1 Bedarfsgemeinschaften 
Die VM werden anhand des Anteils der Bedarfsgemeinschaften (BG) eines Jobcenters an 
der Summe der BG aller Jobcenter verteilt. Durch die Berücksichtigung des BG-Anteils 
soll der Gesamtaufwand der Verwaltung für alle Hilfebedürftigen berücksichtigt werden.  
 
IV.2 Maximalwertmethode 
Die VM werden in Abhängigkeit von den zu betreuenden BG nach der 
Maximalwertmethode verteilt. Dabei wird im Rahmen der Erstellung der EinglMV die 
aktuelle Zahl der durch ein Jobcenter zu betreuenden BG (Juli Vorjahr bis Juni aktuelles 
Jahr) mit dem Wert des letzten Bemessungszeitraums (Juli Vorvorjahr bis Juni Vorjahr) 
verglichen, und der jeweils größere Wert geht in die Berechnung der Anteile ein.  
 
Die Maximalwertmethode wurde eingeführt, um die Planungssicherheit der Jobcenter zu 
erhöhen: In Situationen, in denen regional gegenläufige BG-Entwicklungen stattfinden, 
sollte das Verwaltungsbudget der Jobcenter stabilisiert werden, damit längerfristige 
Personal- und Liegenschaftsentscheidungen angemessen ausfinanziert werden können. 
 
Abkürzungen: 
BG  Bedarfsgemeinschaften 
EGM  Eingliederungsmittel 
EinglMV  Eingliederungsmittel-Verordnung 
ELB  erwerbsfähige Leistungsberechtigte zwischen 15 Jahren bis zur  
  Regelaltersgrenze 
GSQ  Grundsicherungsquote; Anteil der ELB an der Bevölkerung im  
  erwerbsfähigen Alter zwischen 15 Jahren bis Regelaltersgrenze 
LZB  Langzeitleistungsbezieher 
VM  Verwaltungsmittel 
 


